
DIE ERWEITERUNGSDISKUSSIONEN IN DER EU

3.  Welches Kroatien in welchem Europa? 
Überlegungen angelegentlich des 
 kroatischen Beitritts

DIETMAR DIRMOSER

Seit dem 1. Juli 2013 ist Kroa-
tien das 28. Mitglied der EU. 

Dies war nach offiziellen Ver-
lautbarungen aus der aufneh-
menden Gemeinschaft und aus 
dem beitretenden Land der 
 logische, notwendige, ja unver-
meidliche Abschluss eines Pro-
zesses, der um die Jahrtau-
sendwende in Gang gesetzt 
wurde, und zwar von beiden 
Seiten mit großem Nachdruck. 
In den Worten prominenter 
euro päischer Funktionsträger 
hat dieser Prozess das Land 
»heim nach Europa« geführt, 
wo es nun, so die politisch Ver-
antwortlichen in Kroatien, wie-
der den »ihm gebührenden 
Platz« einnimmt. Die Formulie-
rung einer Rück- oder Heim-
kehr der Staaten Mittel-, Ost 
und Südosteuropas nach Eu-
ropa geht zurück auf Vaclav 
Havel und war in den 1990er 
Jahren in der europäischen De-
batte über die Osterweiterung omnipräsent. Dass solche 
alten Metaphern für die Feierlichkeiten anlässlich des kroati-
schen Beitritts reaktiviert wurden, signalisiert eine gewisse 
Ratlosigkeit. Schließlich wären die Festivitäten zur Begrü-
ßung des ersten Neuankömmlings seit 2007 eine gute Gele-
genheit gewesen, um Ideen für ein Neues Europa zu präsen-
tieren.

Die Reaktivierung überholter Metaphern vermag nicht zu verde-
cken, dass der EU seit geraumer Zeit jede Erweiterungseuphorie 
abhanden gekommen ist und gleichzeitig die Gruppe der Erweite-
rungsskeptiker und -gegner wächst. Selbst viele überzeugte Eu-
ropäer assoziieren heute mit Erweiterung eine Zunahme der oh-
nehin erheblichen Problemlasten, an denen sich die Gemeinschaft 
abarbeiten muss. Zu diesen Lasten gehört auch, dass die Diver-
genzen und Ungleichzeitigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten 
derart zugenommen haben, dass eine Debatte über mögliche Al-
ternativen zum Konzept des allmählichen, die Unterschiede nivel-
lierenden Zusammenwachsens begonnen hat. Im Gespräch ist 
u. a. das Abkoppeln von Kerneuropa, ein Europa unterschiedli-
cher Geschwindigkeiten, die Reduzierung der Gemeinsamkeiten 
auf einen lockeren Verbund. Hinzu kommt, dass Europapatriotis-
mus mittlerweile als unpassend gilt; wer heute politisch punkten 
will gibt sich europaskeptisch oder baut, wie diverse Rechtspopu-
listen, gleich seine gesamte politische Botschaft auf der Gegner-
schaft zu Europa auf.
Die Finanzkrise, das zunehmende Auseinanderdriften der Union 
in Zentrum und Peripherie sowie die abnehmende Zugkraft der 
Gemeinschaft bei den Bürgern wird über kurz oder lang ein Kon-
zept für ein Neues Europa notwendig machen. Im folgenden wird 
versucht, einen Beitrag zur Beantwortung der Frage zu leisten, 

welche Rolle die Erweiterung des Länderverbunds in einem sol-
chen Konzept spielen kann oder sollte. Dazu werden die Motive, 
die politischen Zielsetzungen, die Instrumente und die Resultate 
der Erweiterungspolitik in den Blick genommen. Im Kern geht es 
dabei um die Frage, ob auf Grund der bisherigen Erfahrungen zu 
erwarten steht, dass die EU in der Lage ist, auch Länder die weit 
von einer funktionierenden Demokratie und Marktwirtschaft ent-
fernt sind, durch ihre Instrumente der Heranführung so nachhal-
tig zu verändern, dass sie der Gemeinschaft als Mitglied nicht zur 
Last fallen. Dies ist weit mehr als die Förderung von Transformati-
onsprozessen, die ohnehin bereits im Gange und auf gutem Wege 
sind. Es handelt sich vielmehr um eine weit reichende und äußerst 
anspruchsvolle entwicklungspolitische Aufgabe.
Ob die EU wirklich weiß, wie man, zum Teil in unwilligen Ländern, 
eine funktionierende (soziale) Marktwirtschaft organisiert und 
dafür sorgt, dass Fassadendemokratien ihre Strukturdefizite 
überwinden, darf im Licht der historischen Erfahrungen bezwei-
felt werden. Der kroatische Fall, der von den Brüsseler Verant-
wortlichen als Erfolgsgeschichte gepriesen wird, kann die Zweifel 
an der Fähigkeit der Union, mit ihren gesetzlichen und finanziel-
len Werkzeugen der Kooperation, Prozesse nachholender Ent-
wicklung zum Erfolg zu führen, nicht ausräumen.

Euphorie war gestern: Lehren aus 
vier Jahrzehnten Erweiterung

Das Europa, zu dem Kroatien im Jahr 2013 gestoßen ist, ist ein 
ganz anderes als das, das die sozialdemokratisch geführte Koali-
tionsregierung unter Ivica Racan im Jahr 2000 vor Augen hatte, als 
sie das Land auf Europakurs brachte. Als Kroatien in Brüssel erste 

Abb. 1 EU-Beitritt Kroatiens. Offizielle Feier in Zagreb am 30.6.2013 © dpa, picture alliance
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Sondierungen über ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
men mit der EU aufnahm, herrschte dort größte Expansionseu-
phorie. Das Projekt der Osterweiterung, das die Gemeinschaft bis 
2007 von 15 auf 27 Mitglieder anwachsen ließ, war zu diesem Zeit-
punkt aber bereits zu weit fortgeschritten, als dass Kroatien noch 
hätte einbezogen werden können. Doch niemand zweifelte daran, 
dass die nächsten Erweiterungsrunden nicht lange auf sich war-
ten lassen würden. Große Teile der EU-Politelite hatten sich die 
Idee zu eigen gemacht, der Erweiterungsprozess müsse kontinu-
ierlich fortgesetzt werden, wenn die EU in der wirtschaftlichen 
und politischen Konkurrenz mit den anderen globalen Akteuren 
nicht hoffnungslos zurückfallen wolle. Wissenschaftler und EU-
Strategen diskutierten damals mit großem Enthusiasmus über 
Europa als »kosmopolitisches Empire« (Ulrich Beck), über Europa 
als »zukünftige Weltmacht§ (Mark Leonhard), über Europa als 
»Hoffnungsträger für eine gerechtere Welt« (Jeremy Rifkin), 
u. a. m.
Die Idee einer Expansion der Gemeinschaft bis an die geographi-
schen Grenzen Europas – und darüber hinaus – war im europäi-
schen Einigungsprozess von Anfang an präsent, schon bei den 
Gründungsvätern der EWG in den 1950er Jahren. Doch standen 
die Grenzen mehrere Jahrzehnte lang unverrückbar fest. Frank-
reich wollte zunächst keine Beteiligung Großbritanniens. Der 
 Eiserne Vorhang bildete eine unüberwindbare Ostgrenze und die 
potenziellen Beitrittskandidaten im Süden waren nicht bei tritts-
fähig, weil sie Diktaturen waren. Deshalb kam der Erweiterungs-
prozess erst allmählich in Gang; 1973 konnten mit Großbritannien 
und Dänemark zwei wichtige Mitglieder des Konkurrenzunter-
nehmens EFTA zum Übertritt in die EU bewegt werden; die Demo-
kratisierung nach dem Ende der Diktaturen in Griechenland, Spa-
nien und Portugal, die in den 1970er Jahren begonnen hatte, 
ermöglichte im Jahrzehnt danach die Süderweiterung. Doch erst 
mit der Norderweiterung nach Skandinavien (plus Österreich) 
nahm der Erweiterungsprozess 1995 allmählich Fahrt auf. Das 
Ende des Ost- Westkonfliktes hat ihn explosiv beschleunigt. 
Anfang der 1990er Jahre gab es in Europa zwar einen breiten Kon-
sens, den Übergang der ehemaligen RGW-Länder zu Marktwirt-
schaft und Demokratie zu unterstützen und abzusichern, und 
viele setzten große Hoffnungen auf Frieden, Versöhnung und Pro-
sperität in einem »gemeinsamen europäischen Haus«. Doch dass 
das Endergebnis eine Ausweitung der Europäischen Gemein-
schaft um zwölf Staaten sein würde, war zunächst nicht abzuse-
hen. 

Instrumentarien der Inkorporation

Ein erster Schritt der Heranführung der östlichen Transformati-
onsländer an die Gemeinschaft war das Wirtschaftsförderungs-
programm PHARE, dem auch Gelder von außerhalb Europas zu-
flossen, das aber von der EG administriert und 1992 vom 
europäischen Parlament unter einen Demokratisierungsvorbe-
halt gestellt wurde. Ein zweites Instrument waren die sog. Europa-
Abkommen, durch die die Assoziierung der mittelosteuropäi-
schen Staaten vorangetrieben werden sollte; 1991 unterzeichneten 
Polen, Ungarn und die Tschechoslowakei solche Abkommen und 
bis Mitte des Jahrzehnts kamen Rumänien und Bulgarien sowie 
die baltischen Staaten hinzu, 1996 als Nachzügler Slowenien. 
Nicht nur in Deutschland wurde damals eine breite Debatte über 
die Notwendigkeit und die strategischen Ziele einer Osterweite-
rung geführt, in der gesamteuropäische Visionen aufschienen, 
die viel weiter reichten als die euro-atlantischen Konzepte, die 
später umgesetzt wurden. 
Da die Unterzeichnerstaaten der Europaabkommen sich mit einer 
Assoziierung nicht zufrieden geben wollten und unter Berufung 
auf das Beitrittsangebot in Artikel 49 des Vertrages über die Euro-
päische Union auf den Beitritt zur Gemeinschaft drängten, sah 
sich die EG alsbald genötigt, Kriterien für die Beitrittsfähigkeit, 

sowie Strategien zu Verbes-
serung der Aufnahmefähig-
keit der Gemeinschaft zu 
entwickeln. 
Die Beitrittsbedingungen 
wurden erstmals 1993 auf 
dem Ratsgipfel in Kopenha-
gen ausformuliert und gel-
ten seitdem als maßgebliche 
Messlatte. Die politischen 
und wirtschaftlichen Voraus-
setzungen für eine Mitglied-
schaft sind vier: stabile de-
mokratische Institutionen, 
eine funktionierende Markt-
wirtschaft, die Fähigkeit zur 
Übernahme des »Acquis 
Communautaire« sowie die 
Unterstützung der integrati-
onspolitischen Zielsetzun-
gen, die mit der Euro-
päischen Währungsunion 
verbunden sind. Die weitrei-
chenden Programme der He-
ranführungshilfe, die seit 
den 1990er Jahren entwickelt 
wurden entpuppten sich als 
wirksames Anreizsystem, 
nicht zuletzt wegen ihrer 
Ausstattung mit beträchtli-
chen Finanzmitteln.
Parallel wurden die Rückwir-
kungen der sich anbahnen-
den Erweiterung auf die Ge-
meinschaft zu einem 
kontrovers diskutierten 
Thema. Warner gaben zu be-
denken, dass durch eine 
allzu forsche Erweiterung 
eine monströse »entschei-
dungsunfähige Gremien-Ga-
laxie« (Peter Glotz) entste-
hen könnte. Und sie 
befürchteten darüber hin-
aus, dass durch Selbstüber-
forderung die Prozesse des 
Zusammenwachsens blo-
ckiert werden könnten. Am 
Ende stünde dann, statt ei-
ner integrierten Region, ein 
loser Staatenbund mit ein 
wenig gemeinsamem Markt. 
Die Notwendigkeit, die 
Union durch weitreichende 
Reformen für die Osterwei-
terung fit zu machen, wurde 
zunächst im Zusammenhang 
mit dem Maastricht-Vertrag 
thematisiert, der Ende 1993 
in Kraft trat, und stand in 
den Folgejahren regelmäßig 
auf der Agenda der Treffen 
des Europäischen Rates. Es 
ging dabei um die Einfüh-
rung von Mehrheitsentschei-
dungen im Rat, die Stärkung 
des Kommissionspräsiden-
ten, mehr Transparenz und 
eine bessere parlamentari-
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sche Kontrolle. Im Zusammenhang mit der Agenda 2000 der 
 Kommission von 1997 gerieten die finanziellen Konsequenzen der 
Erwei terung unter Beschuss, insbesondere im Bereich der Agrar-
subventionen, sowie die Effizienzprobleme der Struktur- bzw. 
Kohä sionsfonds. Zwar wandte sich in dieser Phase niemand fron-
tal gegen die Erweiterung, doch das Erschrecken über die Kosten 
war unübersehbar. Nettozahler wie Deutschland verlangten, dass 
die Expansion der Gemeinschaft kostenneutral erfolgen sollte.
Weiteren Regelungsbedarf gab es bei den konkreten Modalitäten 
der Erweiterung. Schon auf dem Gipfel von Kopenhagen 1993 
wurde die »Strukturierung der Beziehungen« zu den Beitrittsaspi-
ranten in Angriff genommen, verbunden mit einer rascheren 
 Öffnung des EU-Binnenmarktes sowie der Steigerung der Infra-
strukturinvestitionen im Rahmen des Programms PHARE. Für re-
gelmäßige Konsultationen sollte ein multilateraler Rahmen ge-
schaffen werden. Die Kommission legte bereits im Sommer 1994 
ausgearbeitete Überlegungen für eine »Pre-accession-strategy« 
vor. Dort werden in zunehmender Differenzierung eine Vielzahl 
von Abläufen und Parametern fixiert, die bei der Kooperation zur 
Heranführung von Ländern an die Beitrittsfähigkeit als Leitlinie 
gelten. 
Die Agenda 2000 aus dem Jahr 1997 enthielt erstmals eine detail-
lierte Evaluierung des Stands der Reformprozesse in den beitritts-
interessierten Ländern. Diese »Opinions« waren die Grundlage 
für die sog. Empfehlung 5+1: der Beitrittsprozess von Polen, 
Tschechien, Ungarn, Slowenien, Estland plus Zypern sollte unver-
züglich in Gang gesetzt werden. Nach intensiven internen Ausein-

andersetzungen wurde aber auf dem Luxemburger 
Ratsgipfel im Dezember 1997 beschlossen, den Bei-
trittsprozess formal für alle zehn Staaten Mittelost-
europas (5 + Slowakei, Lettland, Litauen, Rumänien 
und Bulgarien = MOE-10) gleichzeitig in Gang zu set-
zen, die Phase der bilateralen Regierungskonferen-
zen aber nur für die fünf fortgeschrittenen Reform-
länder einzuleiten. 
Im Fall der anderen wurde die Heranführung an die 
EU intensiviert, durch zusätzliche Finanzhilfen, Bei-
trittspartnerschaften und individuelle Konvergenz-
programme, deren Umsetzung mit Hilfe von regel-
mäßig aktualisierten Checklisten nachgehalten 
wurde. Bereits damals zeichnete sich eine Zweitei-
lung des Beitrittsprozesses in eine Screening- und 
Heranführungsphase und die eigentlichen Beitritts-
verhandlungen ab, und bereits damals begann die 
Entwicklung eines differenzierten Instrumentari-
ums, das erlauben sollte, die Fortschritte bei der He-
ranführung regelmäßig zu bewerten und vor allem in 
die richtige Richtung zu steuern.
Dass der Beitrittsprozess für alle MOE-10-Staaten 
gleichzeitig begann, darf nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass in einem Teil der Gruppe der Entwick-
lungsstand deutlich niedriger war als etwa in Polen, 
Tschechien und Ungarn. Doch war nicht nur die Aus-
gangslage in den meisten MOE-10-Staaten schlech-
ter, sondern auch die Transformationsprozesse in 
Richtung auf Demokratie und Marktwirtschaft waren 
viel weniger weit gediehen. Deshalb insistierten eine 
Reihe von Regierungen in den 1990er Jahren, darun-
ter auch die deutsche, auf der Überwindung der Re-
formdefizite und der Erfüllung der »notwendigen 
wirtschaftlichen und politischen Voraussetzungen« 
(Helmut Kohl) vor der Aufnahme in die Union. Zweifel 
insbesondere an der ökonomischen Integrationsreife 
der Mehrheit der Aspiranten stehen hinter einer 
Reihe von Vorschlägen, nach denen die politische An-
näherung abgekoppelt und in Form spezieller Außen-
beziehungen als politischer Dialog mit der Perspek-
tive einer Teilmitgliedschaft organisiert werden 
sollte. 
Alle Einwände blieben letztlich folgenlos. Die Kom-

mission setzte ihren Plan durch, die MOE-10-Staaten im Paket 
aufzunehmen. Um Kritikern Genüge zu tun wurden die Heranfüh-
rungshilfen verstärkt, hin und wieder Sanktionen angedroht und 
manchmal sogar verhängt. So war Rumänien wegen Menschen-
rechtsverstößen zeitweise der Zugang zu Mitteln des PHARE-
Fonds versperrt und die Slowakei wurde wegen dem Verstoß 
 gegen demokratische Prinzipien vorübergehend aus der Ver-
handlungsgruppe ausgeschlossen. Gleichwohl erreichten beide 
Länder im Jahr 2004 und 2007 unbeschadet den Beitritt. Rumä-
nien und Bulgarien durften 2007 beitreten, ohne die Beitrittsbe-
dingungen erfüllt zu haben und stehen deshalb bis heute unter 
besonderer Beobachtung. Die anderen Länder sind bis zu ihrem 
Beitritt bei der Übernahme des europäischen Regelwerks, trotz 
intensiver Bemühungen auf beiden Seiten sehr unterschiedlich 
weit gekommen.
Dies zeigt, dass der Vollzug der Erweiterung letztlich eine politi-
sche Entscheidung war. Alle Hoffnungen wurden darauf verscho-
ben, dass die Heranführung an den europäischen Durchschnitt 
nach dem Beitritt weitergehen würde. Die Union hat also nicht 
darauf bestanden, die nachholende Entwicklung der zurückge-
bliebenen Beitrittsländer gemeinsam mit diesen vor dem Beitritt 
bis zu einem messbaren Erfolg voranzutreiben. An dem zuneh-
menden Gefälle zwischen europäischem Zentrum und Peripherie 
ist ablesbar, dass durch den Beitritt in den meisten Fällen keine 
nennenswerten Fortschritte beim Aufholen von Entwicklungs-
rückständen erzielt wurden.
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Insgesamt ist festzustellen, dass die EU die histori-
sche Notwendigkeit und Chance einer An- und Ein-
bindung der ehemaligen Ostblockstaaten mit einer 
Erweiterungsinitiative beantwortet hat. Im Laufe ei-
nes Jahrzehnts wurde, nicht zuletzt wegen Vorbehal-
ten innerhalb der EU-15, ein institutionalisierter und 
verrechtlichter Mechanismus entwickelt, durch den 
beitrittswillige Staaten wirtschaftlich und politisch-
institutionell in die Lage versetzt werden sollten, sich 
in die Europäische Gemeinschaft einzufügen. Von der 
entwicklungspolitischen Dimension dieses Projekts 
hat sich die EU indes mit der politischen Entschei-
dung zur Erweiterung der Gemeinschaft auf 27 Mit-
glieder verabschiedet. Weitergebbare Erfahrungen, 
mit welchen Instrumenten eine nachholende Ent-
wicklung erreicht werden kann, hat die Osterweite-
rung nicht gebracht.
Schon vor deren Vollzug setzten deshalb in der Kom-
mission Überlegungen ein, wie die Expansion der 
Union ohne die Aufnahme neuer Mitglieder weiterge-
hen könnte. In dem Kommissionspapier »Größeres 
Europa« von 2003, das die Grundlinien der Nachbar-
schaftspolitik skizziert, ist von einem »Ring befreun-
deter Staaten« – explizit ohne Aussicht auf Mitglied-
schaft – die Rede, der von der Ukraine und Weißrussland über 
den Südkaukasus und den Nahen Osten bis nach Nordafrika 
reicht. In der Nachbarschaftspolitik sind die entwicklungspoliti-
schen Ansprüche, die in der Erweiterungspolitik aufscheinen, 
nicht mehr enthalten. Der Abbau von Handels- und Investitions-
hemmnissen und die teilweise Übernahme des europäischen 
Rechtsbestandes in den Nachbarländern dient einzig und allein 
dem Ziel, sie in eine »Großeuropäische Wirtschaftszone« zu inte-
grieren. Die Länder würden schon davon profitieren, da liberale 
Reformen und mehr Handel mit der EU ohnehin automatisch zu 
mehr Prosperität führen würden. Zu einem »sanften Hegemon« 
passt es, Verantwortung für die Entwicklung der Länder der Re-
gion zu übernehmen. Der Nachbarschaftspolitik liegt dagegen 
nach Ansicht vieler Kritiker ein Ansatz »imperialer Politik« (Alan 
Posener) zu Grunde.

Sonderfall Westbalkan

In der politischen Rhetorik bezog sich die Politik der Osterweite-
rung immer auf das geographische Europa als Ganzes. Doch gab 
es von Beginn an einen Konsens, dass Russland, die Ukraine, 
Belarus, Moldavien und die Nachfolgestaaten Jugoslawiens nicht 
zum Kreis der Kandidaten gehörten. Bei diesen Ländern gab es zu 
viel Anlaß für Zweifel, sowohl am Willen als auch an der Fähigkeit, 
in einem überschaubaren Zeitraum demokratische und markt-
wirtschaftliche Strukturen zu entwickeln. 
Besonders offenkundig war dies in den Postjugoslawien-Staaten, 
wo der Zerfall Jugoslawiens in der ersten Hälfte der 1990er Jahre 
zu verlustreichen militärischen Auseinandersetzungen geführt 
hatte. Diese Kriege in unmittelbarer Nähe der europäischen Zen-
tren bewirkten in EU-Europa einen Schock. Weil die Kriegspar-
teien zur Durchsetzung ihrer ethnonationalistisch fundierten 
Staatsbildungsprozesse rücksichtslos »ethnische Säuberungen« 
durchführten und auch sonst vor Grausamkeiten nicht zurück-
schreckten, weil sie die gesamte Sicherheitsarchitektur erschüt-
terten und bis weit nach Norden reichende Flüchtlingsströme 
auslösten, avancierten die Probleme der Region alsbald zur größ-
ten sicherheitspolitischen Herausforderung Europas. Ein Jahr-
zehnt lang hatte sich Europa an einer Vielzahl diplomatischer, 
militärischer, wirtschafts- und handelspolitischer Initiativen, an 
Wiederaufbauprogrammen und der Administration zweier Pro-
tektorate beteiligt, ohne dass es gelungen war, die Region dauer-
haft zu stabilisieren. Um die Jahrtausendwende verdichtete sich 
schließlich die Überzeugung, dass ein entschlossener Anlauf not-

wendig war, die Lösung der Strukturprobleme der Region in An-
griff zu nehmen.
Unter dem Eindruck des Kosovo – Krieges (1999) erklärte die EU 
das »Megaprojekt« der Stabilisierung Südosteuropas für prioritär. 
Der Europäische Rat von Helsinki formulierte im Dezember 1999 
den Anspruch der EU, eine »führende Rolle bei der Förderung von 
Stabilität, Sicherheit und wirtschaftlicher Entwicklung in Südost-
europa« zu übernehmen. Dies sollte nicht in erster Linie durch 
den Einsatz der noch in Entwicklung befindlichen außen- und si-
cherheitspolitischen Instrumentarien geschehen sondern durch 
die massive Unterstützung demokratischer und wirtschaftlicher 
Transformationsprozesse und der Perspektive des EU-Beitritts als 
Stimulans. Erstmals wird den Westbalkanländern die EU-Mit-
gliedschaft auf dem Ratstreffen des Jahres 2000 in Feira in Aus-
sicht gestellt. Drei Jahre später wird das Angebot in Thessaloniki 
noch einmal bekräftigt.
Als erster praktischer Schritt kam es im Jahr 1999, auf deutsche 
Initiative, zur Gründung des Stabilitätspaktes für Südosteuropa, 
dem über 40 Staaten und internationalen Organisationen beitra-
ten, und der 2008 in den »Regional Cooperation Council« (RCC) 
überführt wurde. Der Pakt sollte in der Region einen Prozess mul-
tilateraler Kooperation auf diversen Ebenen in Gang setzen und 
dadurch zum Abbau der Spannungen zwischen den Ländern bei-
tragen. Gleichzeitig wurde bilateral die Assoziierung der einzel-
nen südosteuropäischen Länder mit der EU vorangetrieben. Be-
reits auf dem Ratstreffen in Helsinki wurden beide Aktionslinien 
als komplementär definiert. Der Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsprozess wurde zwischen dem Jahr 2000 und 2003 ausgestal-
tet und mit Instrumenten versehen, ein wichtiges waren die Euro-
päischen Partnerschaften, die die Agenda von Thessaloniki 
vorsieht, die »autonomen Handelsmaßnahmen« sowie das finan-
zielle Unterstützungsprogramm CARDS.
Mit dem Voranschreiten der Integration in die EU war die Hoff-
nung verbunden, dass dadurch Prozesse der Konvergenz inner-
halb der Region gefördert und damit durch Reduzierung des bila-
teralen Regelungsbedarfs Konfliktpotenziale abgebaut würden. 
Im Fall des Westbalkan folgt die Erweiterungspolitik also primär 
einem sicherheitspolitischen Impuls. Der bilateral organisierte 
Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess kam indes trotz Ein-
satz diversifizierter Instrumentarien in den Jahren seit dem 
Ratstreffen von Feira im Jahr 2000 nicht weit voran. Von den Ad-
ressaten hat es bislang nur Kroatien bis zur Mitgliedschaft ge-
bracht. Serbien, Montenegro und Makedonien sind zwar offizielle 
Beitrittskandidaten. Die formellen Beitrittsverhandlungen mit 
Serbien werden vermutlich 2014 beginnen und nach bisherigen 
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Erfahrungen ein knappes Jahrzehnt dauern. In Bosnien-Herzego-
wina und im Kosovo ist derzeit nicht abzusehen, wann die nur ein-
gefrorenen aber nach wie vor ungelösten Konflikte zwischen den 
Volksgruppen überwunden sein werden – für die EU eine der zen-
tralen Voraussetzungen für die Einleitung von Regierungsver-
handlungen. 
In dem Maße wie die Krisen und Kriege der 1990er Jahre allmäh-
lich Geschichte werden, scheint aus Sicht der Union die Dringlich-
keit nachzulassen, die demokratischen und wirtschaftlichen 
Transformationsprozesse in der Region voranzubringen. Vielfach 
herrscht die Überzeugung vor, die Länder würden sich nicht ge-
nug anstrengen, um die Aufnahmekonditionen zu erfüllen; Bei-
trittsmüdigkeit habe sich breitgemacht. Deshalb seien Initiativen 
oder besonderes Engagement von Seiten der EU wie weiland um 
die Jahrtausendwende heute nicht am Platze. Das Komplement 
der Beitrittsmüdigkeit in den Kandidatenländern ist auf europäi-
scher Ebene Erweiterungsmüdigkeit.
Das Argument, ein besonderes Engagement der EU auf dem 
Westbalkan sei heute nicht mehr erforderlich, hat eine gewisse 
Berechtigung, denn Stabilisierungsfortschritte in der Region 
können nicht geleugnet werden. Dazu hat der Abbau militärischer 
Kapazitäten beigetragen; ein weiteres stabilisierendes Element 
war und ist die Präsenz ausländischer Truppen und ziviler Kontrol-
leure in den Protektoraten. Hinzu kommt die Verdichtung der 
friedlichen Interaktion, stimuliert u. a. durch umfangreiche Fi-
nanz- und Entwicklungshilfeleistungen der EU, die regionale In-
terdependenzen gestärkt haben. 
Es gibt also nachvollziehbare Gründe, für die Herabstufung Süd-
osteuropas in der EU-Prioritätenliste in einer Zeit wo andere Pro-
bleme auf den Nägeln brennen. Dies bedeutet aber, dass die 
Union den Anspruch des Helsinki-Ratstreffens im Jahr 2000, eine 
»führende Rolle bei der Förderung von Stabilität, Sicherheit und 
wirtschaftlicher Entwicklung in Südosteuropa« zu übernehmen, 
klammheimlich aufgegeben hat.

Kroatien – Beitritt als Reformmotor

Kroatien hat seit dem Jahr 2000 erhebliche Anstrengungen unter-
nommen, die Transformation des Landes voranzutreiben, Demo-
kratie und Rechtsstaat zu stärken und die Marktwirtschaft zum 
Funktionieren zu bringen. In den 1990er Jahren war Kroatien ein 
autoritärer Staat. Der »Vater des Vaterlands«, Franjo Tudjman, 
nutzte seine Popularität (er wurde 1992 und 1997 direkt gewählt), 
sowie die in der Verfassung abgesicherte immense Machtfülle des 
Präsidenten zum Aufbau einer autokratischen Klientelstruktur. 
Das Parlament spielte eine marginale Rolle, Entscheidungen wur-

den unter Ausschluss der Öffentlichkeit in kleinen 
informellen Zirkeln getroffen. 
Durch den Krieg (1991–1995), das Waffenembargo 
gegen Kroatien und die Beschaffungsaktionen auf 
den internationalen Schwarzmärkten entstanden 
mafiaartige Verflechtungen zwischen Teilen des 
Staatsapparats und der Unterwelt. Die Privatisierun-
gen jener Zeit wurden wegen der bisweilen unverfro-
renen privaten Aneignung von Staatseigentum durch 
Parteigänger des Regimes bald allgemein als Raub-
zug bezeichnet. Währenddessen kam der Umbau des 
Justizsystems nicht voran, die Gerichte erstickten in 
hunderttausenden von Altfällen und wegen der insti-
tutionellen Schwierigkeiten bei der Durchsetzung 
von Rechtsnomen entstand eine Kultur der Über-
griffe, der Rechtsverstöße und der Straflosigkeit. 
Dazu gehört auch, dass alles was mit dem Krieg 
zusam menhängt tabuisiert wurde; eine juristische 
Aufarbeitung von Kriegsverbrechen fand nach 
Kriegsende kaum statt und zunächst ging auch die 
ethnische Diskriminierung v. a. der kroatischen Ser-
ben ungebrochen weiter.

Zu einem Neuanfang kam es erst nach Tudjmans Tod. Eine von 
den Sozialdemokraten angeführte Viererkoalition unter Ivica Ra-
can gewann die Wahlen, übernahm im Jahr 2000 die Regierung 
und versuchte das Land in Richtung Europa zu orientieren. Durch 
eine Verfassungsänderung wurde die Macht vom Präsidenten ins 
Parlament und zur diesem verantwortlichen Regierung verlagert; 
dem autoritären Präsidentialismus war dadurch dauerhaft der 
Boden entzogen. Auch in anderen wichtigen Bereichen wurde 
eine Wende eingeleitet: die Regierung begann, trotz heftiger An-
feindungen, mit dem Haager Kriegsverbrechertribunal zu koope-
rieren, sie unternahm Schritte zur Aussöhnung mit den ehemali-
gen Kriegsgegnern, sie schuf die Voraussetzungen für eine 
ernsthafte Bekämpfung der Korruption, und sie setzte das EU-
Beitrittsverfahren in Gang. Anfang 2003 wurde der Antrag auf EU-
Mitgliedschaft formalisiert, der von einer breiten Allianz von links 
bis rechts unterstützt wurde. Die Racan-Regierung hat den in den 
1990er Jahren stockenden Transformationsprozess zwar nicht 
vollendet jedoch entscheidend vorangebracht.
Zwar zerbrach die von den Sozialdemokraten angeführte Koali-
tion und nach den Wahlen im November 2003 kehrte die Tudj-
man-Partei HDZ an die Regierung zurück. Doch die neue Partei-
führung unter Ivo Sanader drängte die rechtsnationalistischen 
Kräfte der Partei und in ihrem Umfeld an den Rand, versuchte die 
Mitte zu besetzen und bezog eine klar proeuropäische Position. 
Unter der Verantwortung der HDZ begannen im Oktober 2005 die 
Beitrittsverhandlungen mit Verspätung (2001 war das Assoziie-
rungs- und Beistandsabkommen unterzeichnet worden, 2004 
hatte Kroatien den Kandidatenstatus erhalten), weil sich die kro-
atische Regierung bei der von der EU geforderten »konstruktiven 
Kooperation« mit dem Haager Kriegsverbrechertribunal für das 
ehemalige Jugoslawien schwer tat. Der Verhandlungsprozess 
wurde dann von einem breiten Bündnis der Elite unter Einschluss 
der sozialdemokratischen SDP und der konservativen HDZ getra-
gen. Das Parlament war systematisch einbezogen, doch waren 
die Bürger an der Debatte über Europa zu keinem Zeitpunkt be-
teiligt. Die Annäherung an Europa fand gleichsam unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit statt. 
Die Beweggründe und Motivationslagen für die Europäisierung 
speisen sich in Kroatien aus zwei gegensätzlichen Europabildern. 
Konservative berufen sich gerne darauf, dass Kroatien das christ-
liche Abendland und die europäische Zivilisation an der habsbur-
gischen Militärgrenze schließlich mehrere Jahrhunderte lang ge-
gen die in nordwestlicher Richtung vorrückenden muslimischen 
Türken verteidigt habe. Als Vorposten der Festung Europa habe 
man dafür einen hohen Preis entrichtet, ohne dass dies dem Land 
je gedankt worden sei. Deshalb stehe Europa gleichsam bei Kroa-
tien in der Schuld. Während des Tudjman-Regimes kam allerdings 
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ein Beitrittsantrag nicht in 
Frage, da der Präsident und 
die ihn flankierenden Natio-
nalisten es als Schande emp-
funden hätten, Konditionen 
zu erfüllen und sich von Brüs-
seler Bürokraten herumkom-
mandieren zu lassen. 
Eine große Gruppe sieht die 
europäischen Perspektiven 
des Landes nüchtern und 
pragmatisch. Europa steht 
für Prosperität und demokra-
tische Stabilität in einer mo-
dernen Gesellschaft. Sich in 
diese Richtung zu entwickeln 
sei Kroatien durch den Sozia-
lismus fast ein halbes Jahr-
hundert lang verwehrt wor-
den. Um aufzuholen benötige 
man raschest möglich Zu-
gang zu den Instrumenten 
und Ressourcen, die den Mit-
gliedern der EU zur Verfü-
gung stehen. 

Europaindifferenz 
der Bürger

In einer Volksbefragung sprachen sich im Januar 2012 zwei Drittel 
der Teilnehmer für den Beitritt Kroatiens zur EU aus, allerdings 
bei einer Wahlbeteiligung von nur 43,6 %, während sich an Parla-
ments- und Präsidentschaftswahlen zwischen 50 % und 60 % der 
Wähler beteiligen. Anders als bei früheren Beitrittskandidaten 
gibt es in Kroatien einen ausgeprägten Europaskepitizismus und 
einen hohen Grad an Europaindifferenz. Daran änderte sich auch 
durch den näher rückenden Beitrittstermin nichts. Im April 2013 
waren die kroatischen Wähler aufgerufen, die zwölf Abgeordne-
ten zu bestimmen, die das Land in den verbleibenden Monaten 
der laufenden Legislaturperiode des europäischen Parlaments-
6vertreten sollen. Mit einer Wahlbeteiligung von nur 20,8 % (der 
EU-Durchschnitt liegt bei 43 %) platzierte sich Kroatien als das 
Land mit dem zweitgeringsten Interesse an Europawahlen; nur 
die Slowakei hat diesen Wert bislang unterboten. 
Das geringe Interesse an den europäischen Wahlen ist nicht der 
einzige Hinweis auf die Distanz eines Großteils vieler Kroaten ge-
genüber Europa. Nach den regelmäßigen Eurobarometer-Mei-
nungserhebungen hält nur ein Drittel der Befragten die EU für 
»eine gute Sache«, ein weiteres Drittel bezeichnet die Union dezi-
diert als eine »schlechte Sache«, und das letzte Drittel ist indiffe-
rent. Addiert man Gegner und Gleichgültige so kommt man in 
den letzten zehn Jahren stets auf eine Zweidrittel- bis Dreiviertel-
mehrheit. Im EU-Durchschnitt liegt dagegen das Bekenntnis zur 

EU (»gute Sache«) dauerhaft über 50 %. Außerdem war in den 
letzten zehn Jahren in Kroatien eine klare Mehrheit der Befragten 
der Meinung, eine EU-Mitgliedschaft bringe keine Vorteile; erst in 
neuester Zeit ist diese Mehrheit geschrumpft. Im EU-Durchschnitt 
dagegen sahen die Befragten im gleichen Zeitraum mehrheitlich 
durchaus Vorteile durch die Mitgliedschaft. 
Die Europaskepsis könnte in nächster Zeit noch zunehmen. In vie-
len Bereichen werden die Menschen die Konkurrenz aus dem EU-
Raum deutlich zu spüren bekommen, denn der Wettbewerbsdruck 
wird zunehmen. Große Teile der Landwirtschaft, die Adriafischer, 
die Metallverarbeitung, der Maschinenbau u. a. m. dürften 
schwerlich in der Lage sein mitzuhalten, und könnten auf ihren 
angestammten Märkte unter Druck geraten. Hinzu kommt, dass 
durch die EU-Bestimmungen der Handel mit den Nachbarländern 
auf dem Balkan, die für Kroatien bislang wirtschaftlich äußerst 
wichtig waren, erschwert und verteuert wird. Diese Nachteile 
werden vor der Hand auch nicht durch den freien Zugang zum EU-
Markt ausgeglichen, denn es gibt kaum Unternehmen, die wett-
bewerbsfähig genug sind, um diese Chance zu nutzen. Auch die 
vielbeschworenen EU-Fonds – theoretisch stehen für Kroatien in 
den nächsten sieben Jahren 11,7 Milliarden EUR bereit – werden 
die Skeptiker kaum besänftigen können, denn Gelder werden nur 
fließen wenn Kroatien regelkonforme Projekte entwickelt und die 
verlangten Eigenfinanzierungsanteile bereitstellt, was Neumit-
gliedern in der Anfangsphase aber stets schwer gefallen ist. 
Wenn der Beitritt zunächst vor allem Probleme und kaum Vorteile 

bringt, könnte sich rächen, dass die Elite 
während der letzten zehn Jahre nie eine 
breite Debatte über Europa geführt hat und 
dass die Verhandlungen mit der EU nahezu 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit geführt 
wurden. Zwar bekennt sich das Gros der poli-
tischen Elite klar zu Europa, ein Thema der 
öffentlichen Debatte war Europa aber bes-
tenfalls am Rande. Zudem wurde wenig ge-
tan, um die sichtbar wachsenden Befürch-
tungen zu zerstreuen, das Land werde durch 
den Beitritt von einer übermächtigen identi-
tätszerstörenden Assimilationsmaschinerie 
aufgesogen und überdies in die europäische 
Krise hineingezogen. Wenn die kroatische 
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Abb. 7 Volksabstimmung in Kroatien über die Mitgliedschaft in der EU: am 22.1.2012: 66 % stimmten mit Ja, 33 % mit 
nein. Die Wahlbeteiligung lag bei 43,6 %. Bei der Wahl der Abgeordneten zum Europäischen Parlament (April 2013) lag die 
Wahlbeteiligung bei nur 20,8 %. © dpa, picture alliance

 Ü b e r l e g u n g e n  a n g e l e g e n t l i c h  d e s   k r o a t i s c h e n  B e i t r i t t s

2 3

Heft 66 · 2013D&E

DuE66_umbr.indd   23DuE66_umbr.indd   23 28.10.13   13:1028.10.13   13:10



Elite nicht bald eine längerfristige 
Kommunikationsstrategie entwi-
ckelt, um die Vorbehalte und Vor-
urteile der Bürger gegen über Europa 
abzubauen, könnten sich alsbald 
Natio nalpopulisten des Themas be-
mächtigen. 

Aufschließen zu Europa: 
Hindernisse für eine 
nachholende Entwicklung

Kroatien hat inzwischen fünf Jahre 
ohne Wirtschaftswachstum hinter 
sich. Kein Land der Welt hält eine 
Krise lange Zeit unbeschädigt durch. 
Eine Erholung ist dringend notwen-
dig, weil die Arbeitslosenquote von 
20 % und die mit 40 % dritthöchste 
Jugenarbeitslosigkeit in Europa, all-
mählich zur Bedrohung der sozialen 
Kohäsion werden könnten; die Ar-
mutsrate stieg seit 2008 von 11 % auf 
14 % der Bevölkerung. Konflikte sind 
zwar bislang ausgeblieben, doch hat 
die Politikverdrossenheit zugenom-
men und das Institutionenvertrauen geht zurück. Um wieder auf 
einen Wachstumspfad zu kommen braucht Kroatien allerdings 
weit mehr als nur eine Konjunkturspritze; das Land benötigt nicht 
weniger als ein neues tragfähiges Wirtschaftsmodell. Die EU kann 
dabei wenig helfen; sie schafft Rahmenbedingungen und Anreize, 
doch eine Blaupause für eine nachhaltig wachsende Ökonomie 
liefert sie nicht.
Als Wachstumstreiber wirkten zwischen 2001 und 2008 ausländi-
sche Direktinvestitionen, billige Auslandskredite und die Über-
weisungen der Auslandskroaten. Positiv schlug auch die prospe-
rierende Tourismusindustrie zu Buche, nicht zuletzt, weil die von 
ihr eingespielten Devisen in der Größenordnung von 10 Mrd. EUR 
mithelfen, die Negativsalden in der Warenhandelsbilanz zu finan-
zieren. Kroatische Industrieprodukte stoßen zwar im Ausland 
durchaus auf eine Nachfrage, ein Wachstumstreiber war der In-
dustriesektor seit der Unabhängigkeit indes nie. Bis heute hat die 
Industrieproduktion nicht wieder das Produktionsvolumen von 
1990 erreicht; die Beschäftigtenzahlen pendelten sich bei 40 % 
der Werte des Jahres 1990 ein; eine Modernisierung der in wichti-
gen Bereichen immer noch staatlichen Betriebe fand nicht statt.
Mit Beginn der internationalen Finanzkrise im Jahr 2008 hörten 
die Wachstumstreiber auf zu wirken. Die ausländischen Direktin-
vestitionen brachen ein, Auslandskredite zu günstigen Konditio-
nen sind seitdem nicht mehr zu bekommen und die Familienange-
hörigen im Ausland schicken weniger Geld. Hinzu kommt: Die 
Exporte verarbeiteter Produkte litten unter dem Nachfragerück-
gang in den Abnehmerländern. Der prosperierende Tourismus-
sektor allein konnte diese negativen Entwicklungen nicht kom-
pensieren.
Die hohen Wachstumsraten in den Jahren bis 2008 hatten sich 
gleichsam von selbst ergeben. Sie waren das Resultat einer Lais-
sez-faire-Politik, zufälliger interner Konstellationen und günsti-
ger internationaler Rahmenbedingungen. Inzwischen ist klar, 
dass die Zeiten mühelos erzielbarer Produktionszuwächse vorü-
ber sind. Billiges Geld oder nennenswerte ausländische Direktin-
vestitionen wird es auf absehbare Zeit für Länder wie Kroatien 
nicht mehr geben. Das Ausbleiben ausländischer Direktinvestitio-
nen ist angesichts der Art der bislang getätigten Investitionen 
möglicherweise zu verschmerzen. Im vergangenen Jahrzehnt be-
wirkten sie lediglich ein konjunkturelles Strohfeuer (und stützen 
vorübergehend die Zahlungsbilanz), denn sie flossen wesentlich 

in die Übernahme bestehender Unternehmen (in den Sektoren 
Banken, Telekommunikation, Energie, Pharmazie u. a.) und dien-
ten nicht der Schaffung neuer Kapazitäten oder der Anhebung 
des technologischen Niveaus der Produktion. Inzwischen sind die 
Filetstücke allesamt verkauft und die Standortattraktivität Kroa-
tiens für »Greenfield«-Investitionen ist nach wie vor gering.
Hinzu kommt, dass das Wachstumsmodell eine Schuldenexplo-
sion ausgelöst hat. Die Brutto-Außenverschuldung betrug 2001 
gerade 13,6 Milliarden EUR; mittlerweile liegt sie bei 46 Milliarden 
(2012), 100 % des BIP; als ohne Schaden verkraftbar gelten 40 %. 
Insgesamt erreichen die Schuldenindikatoren Werte, die von de-
nen der europäischen Problemfälle nicht weit entfernt sind. Dass 
das Land nicht in akuter Gefahr schwebt verdankt es seinem ver-
gleichsweise stabilen Finanzsektor. Es gibt keine maroden Ban-
ken, wie in Slowenien, die aus dem Staatshaushalt gestützt wer-
den müssten (wenngleich mittlerweile 14 % der Kredite als 
notleidend eingestuft werden); auch die Finanzierung des staatli-
chen Haushaltsdefizits ist vorerst sichergestellt. Bei der Refinan-
zierung der Auslandsschulden sind akut keine größeren Probleme 
absehbar, wenngleich der Schuldenberg so groß ist, dass der »ex-
terne Schock« eines Anstiegs der Refinanzierungskosten eine er-
hebliche Destabilisierung der Ökonomie zur Folge hätte. Solange 
der Wachstumsmotor nicht anspringt, bewegt sich Kroatien auf 
eine Schuldenfalle zu; das Land hat sich zwischen 2010 und 2012 
jedes Jahr 12,5 % des BIP leihen müssen, um seine Defizite zu de-
cken und seine Schulden zu refinanzieren.
Kroatien benötigt also nicht nur dringend Wachstum sondern 
neue Wachstumsquellen. Dies ist nur durch aktive politische Ge-
staltung erreichbar. Dass tiefreichende Strukturreformen nötig 
sind, darüber sind sich alle Akteure vom IWF über die Unterneh-
merorganisationen, die Gewerkschaften bis zu den politischen 
Parteien einig. Ohne ernsthafte und kreative Bemühungen, eine 
solide Grundlage für die Rückkehr auf einen Wachstumspfad und 
Strukturen einer dauerhaft tragfähigen Wirtschaft zu schaffen, 
führt der Weg Kroatiens nirgendwohin. 
Allerdings werden weder Kroatien noch die anderen Länder in der 
Region aus eigener Kraft in der Lage sein, zukunftsfähige ökono-
mische Strukturen zu entwickeln, schlicht, weil dafür Investitio-
nen nötig sind, die sie nicht werden mobilisieren können. Einsich-
tigen ist dies seit langer Zeit klar. So stellte u. a. die österreichische 
Arbeitsgemeinschaft für wissenschaftliche Wirtschaftspolitik 
Ende der 1990er Jahre das Projekt eines »Marshallplans für den 

Abb. 8 Werft in der Nähe von Split, Kroatien. Lange Zeit wurde die Schifffahrtindustrie in Kroatien hoch subven-
tioniert. Heute sucht sie Investoren im Rahmen der angekündigten Privatisierung. Wenn sich weiterhin keine Inves-
toren finden, droht den Weften in Kroatien die Schließung. © dpa, picture alliance, 2009
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Balkan« zur Diskussion. Die 
durch ein Überangebot an 
billigen Krediten bewirkte 
wirtschaftliche Scheinblüte 
nach der Jahrtausendwende 
schien derartige Projekte 
dauerhaft unnötig zu ma-
chen. Doch mittlerweile stel-
len sich die Probleme, die 
weiland mit dem Balkanplan 
angegangen werden sollten, 
wieder ebenso drängend wie 
damals. 
Es ist an der Zeit, dass sich 
die EU wieder auf ihre ent-
wicklungspolitische Verant-
wortung für die Region be-
sinnt, die sie angesichts der 
akuten Krise der 1990er Jahre 
übernommen hat. Nur so 
wird sie eine dauerhafte Auf-
spaltung der EU in Zentrum 
und Peripherie verhindern 
können. Und nur so wird sie 
verhindern können, dass 
durch die allmähliche Zerset-
zung der sozialen Kohäsion 
alte Konflikte reaktiviert wer-
den und neue Sicherheitspro-
bleme entstehen. 
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MATERIALIEN

M 1  Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland: 
Grundsätze der Erweiterungspolitik – Vier Prinzipien der 
Erweiterung (1.7.2013)

Mit zunehmender Mitgliederzahl wächst die Herausforderung, 
Erweiterung und Integrationsfähigkeit und -dynamik auszuba-
lancieren. Die Parameter der EU-Erweiterungspolitik haben sich 
im Laufe der letzten Jahre stetig weiterentwickelt und konkreti-
siert. 
Seit 2006 setzt die EU im Rahmen des »Erneuerten Konsens zur 
Erweiterung« auf eine Erweiterungsstrategie, die sich auf vier 
Prinzipien stützt:
(1)  Konsolidierung: Die EU steht zu ihren Verpflichtungen und 

bleibt bei ihren Zusagen gegenüber den Beitrittskandidaten
(2)  Konditionalität: Die fairen aber strikten Kriterien und Bedin-

gungen für einen Beitritt zur EU müssen von den Kandidaten-
ländern eingehalten werden

(3)  Kommunikation: Größere Transparenz und verbesserte Kom-
munikation sollen die Zustimmung der Gesellschaften zum 
Erweiterungsprozess sicherstellen

(4)  Gewährleistung der Aufnahmefähigkeit der EU: Die Fähig-
keit der EU, weitere Mitgliedstaaten aufzunehmen und erfolg-
reich integrieren zu können, ohne die eigene Handlungsfähig-
keit und Weiterentwicklung zu gefährden.

Die Bundesregierung steht zu diesen Prinzipien und engagiert 
sich für die Fortsetzung des Erweiterungsprozesses. Sie setzt sich 
auf europäischer Ebene für eine Erweiterungspolitik »mit Augen-
maß« ein. Um den Brückenschlag zwischen Erweiterung und in-
nerer Konsolidierung der EU zu erreichen, besteht Deutschland 
auf der Einhaltung der Beitrittskriterien. Die Beitrittsfähigkeit der 
Kandidatenländer ist für die Bundesregierung ebenso maßgeb-
lich wie die Aufnahmefähigkeit der EU.

Rechtliche Grundlagen
Nach Artikel 49 des Vertrages über die Europäische Union (EUV) 
kann grundsätzlich jeder europäische Staat, der die Grundsätze 
der Europäischen Union achtet, Mitglied der Union werden:
»Jeder europäische Staat, der die in Artikel 2 genannten Werte achtet, und 
sich für ihre Förderung einsetzt, kann beantragen, Mitglied der Union zu 
werden. Das Europäische Parlament und die nationalen Parlamente wer-
den über diesen Antrag unterrichtet. Der antragstellende Staat richtet 
seinen Antrag an den Rat; dieser beschließt einstimmig nach Anhörung 
der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, das 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder beschließt. Die vom Europäischen Rat 
vereinbarten Kriterien werden berücksichtigt.
Die Aufnahmebedingungen und die durch eine Aufnahme erforderlich 
werdenden Anpassungen der Verträge, auf denen die EU beruht, werden 
durch ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten und dem antragstel-
lenden Staat geregelt. Das Abkommen bedarf der Ratifikation durch alle 
Vertragsstaaten gemäß ihrer verfassungsrechtlichen Vorschriften.«

Artikel 2: »Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung 
der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit 
und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Perso-
nen, die Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten 
in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskri-
minierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von 
Frauen und Männern auszeichnet.«

Kopenhagener Kriterien
In Vorbereitung auf die fünfte und größte Erweiterungsrunde in 
der Geschichte der EU (»Osterweiterung«) formulierte der Euro-
päische Rat von Kopenhagen im Jahr 1993 Beitrittskriterien. Die 
sogenannten Kopenhagener Kriterien haben in den anschließen-
den Erweiterungsprozessen weitere Präzisierung erfahren und 
bieten den Kandidatenländern wichtige Orientierung.

Gemäß den Kopenhagener Kriterien muss ein Beitrittskandidat 
folgende Anforderungen erfüllen, um Mitglied der EU zu werden:

(1)  Politisches Kriterium: »Institutionelle Stabilität als Garantie 
für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die 
Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den 
Schutz von Minderheiten«;

(2)  Wirtschaftliches Kriterium: »Eine funktionsfähige Markt-
wirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und 
den Marktkräften innerhalb der EU standzuhalten«;

(3) Acquis-Kriterium: Die Fähigkeit, alle Pflichten der Mitglied-
schaft – d. h. das gesamte Recht sowie die Politik der EU (den 
sogenannten »Acquis communautaire«) – zu übernehmen, so-
wie 

(4) das Einverständnis mit den Zielen der Politischen Union und 
der Wirtschafts- und Währungsunion. (…)

Der Europäische Rat von Kopenhagen betonte zudem, dass die 
»Fähigkeit der Union, neue Mitglieder aufzunehmen, dabei je-
doch die Stoßkraft der europäischen Integration zu erhalten 
[…] ebenfalls einen sowohl für die Union als auch für die Beitritts-
kandidaten wichtigen Gesichtspunkt« darstellt. Die Vorausset-
zung der Aufnahmefähigkeit der EU wurde lange Zeit als das 
»verges sene Kriterium« von Kopenhagen bezeichnet. Dieser Be-
dingung, auf welche die Kandidatenländer wenig Einfluss haben, 
kommt mit jeder Erweiterungsrunde eine wachsende Bedeutung 
zu.
Im Jahr 1995 präzisierte der Europäische Rat von Madrid, dass es 
für einen Beitritt nicht ausreicht, den EU-Acquis vollständig in in-
nerstaatliches Recht zu übernehmen. Ein Beitrittskandidat muss 
zudem durch Anpassung seiner Verwaltungs- und Justizstruktu-
ren die wirksame Implementierung der EU-Rechtsvorschriften 
gewährleisten.
Der Europäische Rat von Luxemburg beschloss im Dezember 
1997, dass ein Beitrittskandidat bereits für die Aufnahme von Bei-
trittsverhandlungen die politischen Kriterien von Kopenhagen 
erfüllen muss. Die wirtschaftlichen Kriterien sowie die Fähigkeit, 
die sich aus dem Beitritt ergebenden Verpflichtungen zu erfüllen 
(»Acquis–Kriterium«), seien zu diesem Zeitpunkt »aus einer zu-
kunftsorientierten, dynamischen Sicht heraus« zu beurteilen.
Für die (potenziellen) Beitrittskandidaten des Westlichen Balkans 
hat die EU vor dem eigentlichen Beitrittsprozess den Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsprozess geschaltet. Vor der Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen müssen die Länder diesen mehr-
stufigen Heranführungsprozess erfolgreich durchlaufen. Eine 
wichtige Stufe in diesem Prozess ist der Abschluss eines Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommens (SAA), das neben wirt-
schaftlicher Assoziierung auch die Übernahme von Teilen des Ac-
quis sowie Kooperationen in einer Vielzahl von Politikbereichen 
vorsieht. Im Rahmen des Stabilisierungs- und Assoziierungspro-
zesses sind die (potenziellen) Kandidatenländer außerdem zu 
inten siver regionaler Zusammenarbeit, zur Förderung gutnach-
barschaftlicher Beziehungen und Versöhnung sowie zur Zusam-
menarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof für das ehe-
malige Jugoslawien verpflichtet.

© www.auswaertiges-amt.de/DE/Europa/Erweiterung/Grundsaetze_Erweiterungspoli-
tik_node.html, Stand 1.7.2013
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M 2  EU-Erweiterung: 
 Instrument für 
 Heranführungshilfe

Mit dem Instrument für Her-
anführungshilfe (IPA) unter-
stützt die EU Reformen in den 
beitrittswilligen Ländern 
durch finanzielle und techni-
sche Hilfe. Das IPA fördert 
während des gesamten Bei-
trittsprozesses den Kapazi-
tätsaufbau in diesen Ländern 
und stößt so progressive, po-
sitive Entwicklungen in der 
Region an.
Im Zeitraum 2007–2013 be-
läuft sich das IPA-Finanzie-
rungsvolumen auf circa 11,5 
Milliarden Euro. Empfänger-
länder sind: Albanien, Bos-
nien und Herzegowina, 
 Kroatien, die ehemalige 
jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Island, Kosovo*, 
Montenegro, Serbien und die 
Türkei. Die für jedes einzelne 
Land verfügbaren Finanzmit-
tel sind im indikativen Mehr-
jahresfinanzrahmen (MIFF) 
für das IPA aufgeführt.
Das IPA ersetzt die früheren 
Unterstützungsprogramme 
Phare, ISPA, SAPARD, das He-
ranführungshilfeinstrument 
für die Türkei und das Finanz-
instrument für die westlichen Balkanländer, CARDS. Seit 2007 
werden EU-Finanzhilfen und Unterstützung für die beitrittswilli-
gen Länder nur noch auf diesem Wege erbracht.
Zweck
Die im Rahmen der Heranführung bereitgestellten Mittel erleich-
tern politische und wirtschaftliche Reformen in den Empfänger-
ländern und bereiten diese auf die Rechte und Pflichten vor, die 
mit der EU-Mitgliedschaft verbunden sind. Durch die von der EU 
geleistete Hilfe eröffnen sich den Bürgerinnen und Bürgern in 
den Erweiterungsregionen neue Chancen und allgemein bessere 
Lebensbedingungen. Ihre Länder können die gleichen Standards 
entwickeln, die wir als EU-Bürgerinnen und Bürger gewohnt sind. 
Die Heranführungshilfe erleichtert der EU auch das Erreichen ih-
rer eigenen Ziele im Hinblick auf nachhaltige wirtschaftliche Er-
holung, Energieversorgung, Verkehr, Umweltschutz, Klimawan-
del usw. Sie stellt eine solide Investition in die Zukunft dar.
Die Bereitstellung von EU-Mitteln im Rahmen der Heranfüh-
rungshilfe unterstützt die Umsetzung politischer Prioritäten der 
Erweiterungsstrategie in konkrete Maßnahmen. Durch das IPA 
bietet die EU den beitrittswilligen Ländern eine wirksamere Ori-
entierung an den zur Annäherung an EU-Standards und das EU-
Recht notwendigen Prioritäten.

Prioritäten der EU-Finanzierung
Die IPA-Empfängerländer haben sehr unterschiedlichen Finanzie-
rungsbedarf. Das IPA ist so konzipiert, dass es diesen jeweils un-
terschiedlichen Bedarf flexibel decken und über die als »Kompo-
nenten« bezeichneten nachfolgenden Kanäle maßgeschneiderte 
Lösungen bereitstellen kann:

(1)  Hilfe beim Übergang und Institutionenaufbau – für Maß-
nahmen zum Institutionenaufbau und damit verbundene In-
vestitionen. Diese Komponente unterstützt den Übergang zu 

Demokratie und Marktwirtschaft und leistet einen Beitrag zur 
Verbesserung der Leistungsfähigkeit von Verwaltung und Jus-
tiz sowie zur Stärkung der Zivilgesellschaft.

(2)  Grenzübergreifende Zusammenarbeit – für die grenzüber-
greifende Zusammenarbeit unter beitrittswilligen Ländern 
oder zwischen ihnen und EU-Ländern. Diese Komponente 
spielt eine zentrale Rolle bei der Förderung gutnachbarschaft-
licher Beziehungen, der regionalen Zusammenarbeit sowie 
der Maßnahmen für eine nachhaltige wirtschaftliche, soziale 
und territoriale Entwicklung von Grenzregionen. Sie dient 
auch der Vorbereitung der Länder auf die Verwaltung der 
Strukturfonds nach dem Beitritt.

(3)  Regionale Entwicklung – für Investitionen in Verkehr, Um-
weltschutz und wirtschaftlichen Zusammenhalt und damit 
verbundene technische Unterstützung. Die Beteiligung an 
solchen Programmen dürfte es den Empfängerländern er-
leichtern, die nach ihrem EU-Beitritt bereitgestellte EU-Regio-
nalförderung effizienter zu nutzen.

(4)  Humanressourcenentwicklung – unterstützt die Entwick-
lung von Humankapital und wirkt der sozialen Ausgrenzung 
entgegen. Die in diesem Bereich durch das IPA geleistete Un-
terstützung trägt zur Verbesserung fachlicher Qualifikatio-
nen, zu mehr und besseren Arbeitsplätzen sowie zu sozialer 
Integration und Gleichberechtigung bei.

(5)  Ländliche Entwicklung – fördert nachhaltige ländliche Ent-
wicklung. Diese Komponente unterstützt die Modernisierung 
der Landwirtschaft und deren Anpassung an EU-Standards. 

© http://ec.europa.eu/enlargement/instruments/overview/index_de.htm, 27.6.2013

M 3  Informationsportal der Europäischen Kommission zum EU-Erweiterungsprozess
 © http://ec.europa.eu/enlargement/index_de.htm, 27.6.2013
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M 4  FAZ: »Die EU heißt ein neues Problemland willkommen«

Kroatien tritt der EU bei. Es steckt seit langem in einer Rezession, 
Bürokratie lähmt die Wirtschaft. Und ihm droht gleich ein Defizit-
verfahren. Die Hoffnungen, die kroatische Bürger mit dem EU-
Beitritt ihres Landes am 1. Juli 2013 verbinden, sind gering. In ei-
ner im Juni veröffentlichten Umfrage der Agentur Ipsos Puls 
gaben nur noch zehn Prozent an, dass sie eine Verbesserung ihrer 
Lage erwarteten. Jeder Dritte bezeichnete sich als arm. Die Ein-
schätzung ihrer finanziellen Lage durch die Kroaten war in dieser 
Umfrage deutlich schlechter als in einer vergleichbaren, die vor 
sieben Jahren durchgeführt wurde.
Die subjektive Wahrnehmung der Bürger entspricht weitgehend 
dem objektiven Zustand der kroatischen Wirtschaft im fünften 
Jahr einer Rezession, deren Ende sich nach optimistischen Schät-
zungen erst 2014 abzeichnet. Auf mittlere Sicht dürfte der EU-
Beitritt und der damit verbundene Zugang zu den Strukturfonds 
das Wachstum stärken, heißt es in einer Studie der Europäischen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD). Die größten Ge-
fahren drohten dem Land demnach durch die geringe Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen, den überdimensionierten 
Staatssektor, die hohe Auslandsverschuldung und die konjunktu-
relle Abhängigkeit von der Eurozone.
Die durchschnittlichen Bruttolöhne sind höher als in der Tsche-
chischen Republik, in Polen, in der Slowakei oder in Ungarn. Der 
Arbeitsmarkt ist streng reguliert, Unternehmer klagen über man-
gelnden Investitionsschutz und langwierige bürokratische Proze-
duren. Die sozialdemokratisch dominierte Regierung Milanovic 
will die Genehmigungsverfahren für Investitionen von mehr als 20 
Millionen Euro mit einem Gesetz über strategische Investitionen 
beschleunigen. Der Staat behält bei diesen »strategischen Ent-
scheidungen« die Kontrolle, es steht zu erwarten, dass davon vor 
allem gemeinwirtschaftliche Unternehmen profitieren wer-den. 
Die Regierung denkt nicht daran, die bürokratischen Hürden für 
alle Investitionen abzubauen, was unter anderem die weit verbrei-
tete Korruption auf lokaler Ebene eindämmen könnte.
Die kroatische Arbeitslosenrate beträgt knapp 21 Prozent und ist 
damit fast doppelt so hoch wie die durchschnittliche der 27 bishe-
rigen EU-Mitgliedsländer. Ungeachtet der Förderungsmaßnah-
men der Regierung ist in der Altersgruppe von 18 bis 24 Jahren 
jeder Dritte arbeitslos. Die Beschäftigungsquote ist außerge-
wöhnlich gering. Von den 4,5 Millionen neuen EU-Bürgern sind 
360 000 arbeitslos und 1,1 Millionen Rentner, beide Bevölkerungs-
gruppen werden aus dem Budget alimentiert.
Als EU-Mitglied ist Kroatien zur Einhaltung der Maastricht-Krite-
rien verpflichtet. Nach den Erwartungen der EU-Kommission 
dürfte die Neuverschuldung in diesem Jahr auf 4,7 Prozent des BIP 
ansteigen. Die Maastricht-Grenze von 60 Prozent bei der Gesamt-
verschuldung dürfte 2013 überschritten werden. Dem neuen EU-
Mitglied droht also gleich einmal ein Defizitverfahren. Das muss 
sich nicht unbedingt negativ auswirken, denn unter dem Druck 
der EU könnte es der Regierung leichter fallen, einige dringend 
nötige Einsparungen politisch durchzusetzen.
Finanzminister Slavko Linic rechnet jedoch selbst nicht damit, 
dass die Drei-Prozent-Regel vor 2016 eingehalten werden könnte. 
Kroatien brauche noch Jahre, um die Strukturprobleme zu lösen, 
sagte Linic der Agentur Reuters: »Unsere Rentenfonds decken we-
niger als 50 Prozent der Rentenzahlungen ab. Das ist unser größ-
tes Strukturproblem, und es kann nicht über Nacht gelöst wer-
den.«

© Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 29.6.2013, S. 12

M 5  Knut Krohn: »Die EU am eigenen Leib erfahren »

Nicht alle in Deutschland lebenden Kroaten verstehen, weshalb 
viele ihrer Landsleute die EU inzwischen skeptisch sehen. Josip 
Juratovic ist verärgert. Der kroatischstämmige SPD-Bundestags-

abgeordnete kann nicht nachvollziehen, warum in Kroatien zu-
letzt die Zahl der Menschen zugenommen hat, die dem EU-Betritt 
ihres Landes skeptisch gegenüberstehen. »Ich muss mich ent-
scheiden, mit wem ich meine Zukunft verbringen will«, sagt der 
Politiker noch deutlicher. »Entweder im Kreis von 27 anderen de-
mokratischen Staaten oder als isoliertes Land auf dem Westbal-
kan.« Aber vielleicht, räumt er ein, können die Kroaten, die ausge-
wandert sind und schon länger in Deutschland leben, besser 
einschätzen, welche Vorteile die Europäische Union mit sich 
bringt. »Sie haben die EU praktisch am eigenen Leib erfahren«, 
sagt Juratovic im Großen Sitzungssaal des Stuttgarter Rathauses. 
Rund 200 Besucher haben den Weg dorthin gefunden, um über 
die Zukunft Kroatiens in der Union zu diskutieren und natürlich 
auch den Beitritt des Landes zu feiern. (…) Das Land sei nun end-
lich in jenem Kreis angekommen, in den es von Natur aus gehöre, 
unterstrich der kroatische Generalkonsul Ante Cicvaric. (…) 
»Rund 250 000 Kroaten leben in Deutschland«, rechnet General-
konsul Cicvaric, »davon fast ein Drittel in Baden-Württemberg.« 
(…) Einig waren sich bei der Veranstaltung alle, dass die ersten 
Jahre für Kroatien in der EU schwer werden. Thomas Blenke, Land-
tagsabgeordneter der CDU und Vorsitzender des Freundeskreises 
Baden-Württemberg – Kroatien, unterstrich immer wieder, wie 
wichtig nun die direkte Hilfe eines reichen Landes wie Deutsch-
land sei. Ihm schweben Partnerschaften zwischen kleineren Ge-
meinden vor, im Zuge derer die Bewältigung ganz alltäglicher 
Probleme wie der Ausbildung junger Menschen oder dem Aufbau 
einer funktionierenden Verwaltung angegangen wird. »Was die 
Politik entschieden hat, muss jetzt von den Menschen mit Leben 
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27,5

26,3

26,2

25,3

23,4

23,3
23,1

22,7

22,0

21,7

21,1

20,9

20,2

19,4

18,7

17,4

12,1

11,6

10,6

8,7

7,6

M 6  Arbeitslose Jugendliche in der EU © 11.7.2013, dpa, picture alliance
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erfüllt werden«, sagte Blenke, anders funkti-
oniere die Union nicht.
Für viele Kroaten, die in Deutschland leben, 
hat der Beitritt aber auch unmittelbare und 
ganz konkrete Auswirkungen: aufgrund der 
Regelung zur doppelten Staatsbürgerschaft 
dürfen sie nun die deutsche Staatsbürger-
schaft beantragen und ihren kroatischen 
Pass dennoch behalten.

© Knut Krohn: Die EU am eigenen Leib erfahren, Stuttgarter 
Zeitung vom 29.6.2013, S. 4

M 7  Norbert Mappes-Niediek: 
 »Kroatien – ein Sanierungsfall?« 

Hinter der reichen Adria-Kulisse verstecken 
sich Korruption, Armut und katastrophale 
Wirtschaftsdaten. Sorgen, dass die EU mit 
Kroatien einen neuen Sanierungskandidaten 
bekommen könnte, sind allerdings wenig be-
gründet.
Visionen gebe es in Kroatien keine, sagt Ivan 
Grubisic, einer der originellsten Politiker des 
Landes. »Höchstens Provisionen.« Wenn von 
der Wirtschaft die Rede ist, gedeiht unter 
Kroaten der Sarkasmus. Hinter der reichen Adria-Kulisse verste-
cken sich Korruption, Armut und katastrophale Wirtschaftsda-
ten. Das neue EU-Land steckt das fünfte Jahr in Folge in der Re-
zession. Anders als die Mitgliedsländer hat Kroatien seit Einbruch 
der Krise keine Erholung erlebt; gegenüber 2008 liegt der Ein-
bruch bei erschreckenden zwölf Prozent. Die Arbeitslosigkeit hat 
sich auf knapp 15 Prozent verdoppelt, bei den Jugendlichen sind 
es 43 Prozent, der zweitschlechteste Wert hinter Griechenland. 
»Für die Entwicklung des Landes sind das verlorene Jahre«, sagt 
Sandra Svaljek, bis vor kurzem Leiterin des unabhängigen Wirt-
schaftsforschungsinstituts in Zagreb. Es ist nicht nur die Krise, es 
ist die Struktur – besonders die Industrie. »Noch die Beitrittskan-
didaten der Jahre 2004 und 2007 haben im Durchschnitt 55 Pro-
zent ihrer Produktion exportiert«, hat Svaljek ausgerechnet, »und 
wir exportieren nur 20 Prozent.« Nur mit Zigaretten machen kroa-
tische Produzenten traditionell gute Geschäfte, und nur die Le-
bensmittelindustrie hat sich seit den kriegerischen 90er Jahren 
gefangen.
Ausgerechnet diese beiden Branchen jedoch müssen unter dem 
EU-Beitritt am meisten leiden: Sie haben ihre Märkte in den ex-
jugoslawischen Nachbarländern, vor allem Bosnien und Serbien. 
Mit dem 1. Juli 2013 fallen dort für kroatische Produkte künftig 
Zölle an. Versuche der EU-Kommission, eine neue Freihandels-
zone auszuhandeln, waren bisher nicht von Erfolg gekrönt. »Und 
selbst wenn«, sagt Svaljek: »Dann würde die Zollfreiheit nicht nur 
kroatischen, sondern allen EU-Exporteuren zugute kommen.«
High Tech hat nur einen verschwindenden Anteil. Den Werften, 
einst der Stolz der kroatischen Industrie, droht das Aus, wenn sich 
nicht rasch Investoren finden. Die hohen Subventionen, die sie 
verschlingen, sind nicht EU-konform. Andere Branchen der 
Schwerindustrie sind schon in den 90er Jahren verschwunden. 
Von Rohstoffen und Absatzmärkten gleichermaßen abgeschnit-
ten, schaffte die Industrie es nicht, die Abhängigkeit von den 
jugoslawischen Nachbarrepubliken zu kompensieren.
Hinzu kam eine gescheiterte Privatisierung, mit deren Folgen das 
Land noch heute zu kämpfen hat. Getreu seiner nationalistischen 
Orientierung wollte Staatsgründer Franjo Tudjman für die kom-
mende kapitalistische Ära eine nationale Wirtschaft aufbauen, 
gestützt auf »200 Familien« und einige »kroatische Rockefellers«. 
Staatsfirmen wurden gezielt in die Hände eines Kreises aus natio-
nal zuverlässigen Landsleuten privatisiert, die ihre Betriebe file-
tierten und den unproduktiven Rest dem Staat überließen. Aus-

ländische Banken, allen voran die Kärntner Hypo-Alpe-Adria, 
bildeten Netzwerke mit lokalen Politikern und schütteten Kredite 
an umstrittene Geschäftsleute aus.
Regionalentwicklung fand so gut wie nicht statt. In den einstigen 
Kriegsgebieten wurde schon deshalb nicht investiert, um die ver-
triebene serbische Minderheit nicht zur Rückkehr anzureizen. 
Zwischen dem armen Ostslawonien und dem reichen Zagreb liegt 
der Einkommensunterschied bei eins zu drei – im zwanzigmal 
größeren Deutschland stehen das arme Mecklenburg-Vorpom-
mern und das reiche Bayern nur im Verhältnis 1:1,8.
Vor dem Kollaps bewahrte Kroatien seine wichtigste Ressource:
eine Küste von 1778 Kilometern, länger als die spanische, dazu 
mit 1185 Inseln. Mit dem Fremdenverkehr wird in Kroatien jede 
vierte Kuna verdient. Dabei hat die Branche noch starke Reser-
ven: Die Saison ist kurz, und vor allem die Inseln sind für die im-
mer beliebteren Kurzurlaube nur schwer zu erreichen.
Weil die Anlieger in Dalmatien ihren überkommenen Zimmer-frei-
Tourismus nicht aufgeben wollen, haben es Konzepte zur Touris-
musentwicklung schwer. Ausländische Investoren sind eher un-
willkommen. Seit zwanzig Jahren mahnen die Consultants, dass 
das Angebot bereinigt gehört und Platz für kleine, familiäre Ho-
tels geschaffen werden muss – vergeblich. Immerhin hat das Aus-
bleiben von Investoren die Küste vor Verschandelung bewahrt.
Sorgen allerdings, dass die EU mit Kroatien einen neuen Sanie-
rungskandidaten bekommen könnte, sind trotz der schwachen 
Wirtschaft wenig begründet. Eine überdimensionierte Finanz-
wirtschaft, wie etwa Zypern, hat Kroatien nicht. Weil es auf ab-
sehbare Zeit keine Chance hat, Mitglied der Eurozone zu werden, 
ist das Land auch ohnehin kein Anwärter auf den Euro-Rettungs-
schirm.
Für ihr 28. Mitglied hat die Union in den Finanzrahmen bis 2020 
zusätzliche 500 Millionen Euro eingestellt. Der Zugang zu den 
großen Fonds der EU – Sozialfonds, Kohäsionsfonds, regionale 
Entwicklung – ist für Neumitglieder eher schwierig. Schon seit der 
Tudjman-Ära betreibt Kroatien eine konsequente Hartwährungs-
politik, die dem Tourismus hilft, der Industrie aber schadet. Sollte 
die Währung Kuna dennoch unter Druck geraten, würde die EU 
sich nach dem Vorbild Ungarns und Rumäniens zwar wohl beteili-
gen; der Löwenanteil der Haushaltshilfen müsste aber vom Welt-
währungsfonds kommen.

© Norbert Mappes-Niediek: »Kroatien – ein Sanierungsfall?«, Frankfurter Rundschau vom 
30.9.2013, www.fr-online.de/politik/eu-beitritt-kroatien-kroatien---ein-sanierungs-
fall-,1472596,23549002.html

M 8  »Bitte eintreten!« © Jürgen Tomicek, Juni 2013
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M 9  Ludwig Steindorff: » Ein kurzer Gang 
durch die Geschichte Kroatiens«, 
Aus Politik und Zeitgeschichte, 
17/16.4.2013, S. 19ff.

Die jugoslawischen Kommunisten gelangten 
weitestgehend ohne fremde Hilfe an die 
Macht. (…) Bereits Ende 1945 waren die bür-
gerlichen Parteien als politische Faktoren 
ausgeschaltet. Das aus manipulierten Wah-
len hervorgegangene Parlament prokla-
mierte die Republik, und Jugoslawien erhielt 
Anfang 1946 eine Verfassung nach sowjeti-
schem Vorbild. Die Gliederung in sechs 
gleichberechtigte Teilrepubliken, darunter 
Kroatien, folgte zugleich Konzepten der bür-
gerlichen Opposition aus den 1930er Jahren. 
(…) Zum Aufbau des neuen Staats- und Ge-
sellschaftssystems durch die Kommunisten 
gehörten die Nationalisierung von Groß-
grundbesitz, Industrie und Handel und die 
Schikane der Religionsgemeinschaften, in 
Kroatien war vor allem die katholischen Kir-
che betroffen.
Die sowjetisch-jugoslawischen Beziehungen 
kühlten sich trotz der Ähnlichkeiten der poli-
tischen Systeme bald ab. Die Sowjetunion 
warf Jugoslawien Eigenmächtigkeit vor, die-
ses sah sich bevormundet und benachteiligt. 
(…) Mit der Einrichtung der Arbeiterselbst-
verwaltung 1950 begann die Abgrenzung vom sowjetischen Mo-
dell des »demokratischen Zentralismus«. Die Kollektivierung 
der Landwirtschaft, die man nach 1948 forciert hatte, wurde 1953 
gestoppt. Die bestehenden Kollektivwirtschaften konnten sich 
wieder auflösen. Die Begrenzung der Hofgröße erwies sich je-
doch in den folgenden Jahrzehnten als Bremse der Agrarmoderni-
sierung. Das Modell des Selbstverwaltungssozialismus, das sich 
bis Ende der 1960er Jahre ausformte, zielte auf Zurückdrängung 
des Staates. Betriebe in »gesellschaftlichem Eigentum« verfügten 
über weite Entscheidungsfreiheit. Die Preisbildung erfolgte teils 
über Marktmechanismen. Es gab zudem einen großen Sektor 
an Privatbetrieben in Handwerk und Dienstleistungen. Offene 
Grenzen seit Ende der sechziger Jahre ermöglichten die Arbeits-
emigration und die Entfaltung des Tourismus. Die politische 
Dezen tralisierung schwächte die Föderation gegenüber den Teil-
republiken.
Nach der Verfassung von 1974 funktionierte Jugoslawien als Kon-
föderation, die vom Konsens der Republiken abhing. Klammern 
für den Gesamtstaat waren die Person Titos, die Ideologie, die 
Armee und der relative Wohlstand. (…) Mit dem Tod Titos am 
4. Mai 1980, den Unruhen bei den Kosovo-Albanern 1981 und der 
wirtschaftlichen Stagnation seit ungefähr 1980 begann die 
Staatskrise Jugoslawiens. Der neue serbische Parteichef Slobo-
dan Miloševic griff 1987 die Stimmung nationaler Mobilisierung in 
Serbien auf und wurde so zum Sympathieträger großer Teile der 
serbischen Öffentlichkeit. Mit der von ihm betriebenen Aufhe-
bung der Autonomie des Kosovo im März 1989 zerbrach der Ver-
fassungskonsens für den Gesamtstaat, und das Misstrauen der 
anderen Republiken gegenüber Serbien wuchs. (…) 

Freie Wahlen, Unabhängigkeit und jugoslawische Nachfolge-
kriege 
Im Laufe des Jahres 1989 entstanden, vom System geduldet, in 
Slowenien und Kroatien bereits neue Parteien. Am Tag nach der 
»Kerzenrevolution«, einer gemeinsamen Demonstration der 
neuen Parteien auf dem Zagreber Hauptplatz am 10. Dezember, 
beschloss ein Parteitag der kroatischen Kommunisten freie Wah-
len. Neuer Parteichef wurde Ivica Racan als Vertreter der Refor-
mergeneration. 

Wahlsieger im April 1990 wurde die HDZ, die »Kroatische demo-
kratische Gemeinschaft« unter Franjo Tudjman, einem einstigen 
General der Jugoslawischen Volksarmee, der in Ungnade gefallen 
und zum Dissidenten geworden war. Die Verfassung vom 22. De-
zember 1990 stellte Kroatien in die Tradition kroatischer Staat-
lichkeit seit dem Mittelalter und ging noch vom möglichen 
 Verbleib innerhalb eines reformierten jugoslawischen Staatsver-
bandes aus. Der direkt vom Volk gewählte Präsident erhielt eine – 
bis zur Verfassungsreform im Jahr 2000 – starke Stellung. Gewiss 
verstörte die nationale Euphorie bei den Kroaten viele Serben in 
der Republik. Doch wichtiger für deren Radikalisierung war die 
Verbindung mit der Bewegung in Serbien. Schon seit der »Baum-
stamm-Revolution« im August 1990 blockierten serbische Kräfte 
den direkten Weg zwischen Zagreb und Dalmatien. 
Die Gespräche zwischen den Teilrepubliken bis Mitte 1991 verlie-
fen ergebnislos: Während Slowenien und Kroatien die Umwand-
lung Jugoslawiens in eine »Konföderation unabhängiger Staaten« 
vorschlugen, zielte Miloševic auf die Dominanz Serbiens. Die Wei-
gerung des serbischen Vertreters im Staatspräsidium, turnusge-
mäß den Vorsitz an den kroatischen Vertreter abzugeben, gab 
dann den Anlass zur Unabhängigkeitserklärung von Slowenien 
und Kroatien am 25. Juni 1991. 
Hierauf griff die Jugoslawische Volksarmee in Slowenien ein, doch 
traf sie auf unerwartet harten Widerstand der slowenischen Terri-
torialverteidigung. Im von der Europäischen Gemeinschaft ver-
mittelten Waffenstillstand war ein Moratorium von drei Monaten 
für eine Verhandlungslösung vorgesehen. Stattdessen eskalierte 
nun die Gewalt in Kroatien, bald stellte sich die Armee offen auf 
die Seite der serbischen Freischärler. Bekannteste Kriegsschau-
plätze wurden Vukovar an der Donau und Dubrovnik. 
Ungefähr ein Drittel des Territoriums gelangte unter serbische 
Kontrolle und wurde zur »Republik Serbische Krajina« prokla-
miert. An die 200.000 Kroaten flohen oder wurden vertrieben. 
Doch Kroatien konnte sich militärisch so weit behaupten, dass 
schließlich am 2. Januar 1992 ein stabiler Waffenstillstand ge-
schlossen und die Stationierung von UN-Truppen beschlossen 
wurde. Dies war auch die Folge einer veränderten außenpoliti-
schen Konstellation: Nach langem Zögern hatte die Europäische 
Gemeinschaft für den 15. Januar die Anerkennung Kroatiens und 

M 10  »Der jugoslawische Staatschef Josip Broz Tito mit seinem Berater Bogdan Crnobrnja (l) während 
der Eröffnungssitzung der »Konferenz der Blockfreien Staaten«. Als Marschall führte Tito im 
Zweiten Weltkrieg die kommunistischen Partisanen im Kampf gegen die deutschen und italieni-
schen Besatzer Jugoslawiens. Nach dem Krieg wurde er zunächst Ministerpräsident (1943–63) 
und schließlich Staatspräsident (1953–80) Jugoslawiens. Er verfolgte eine von der Sowjetunion 
unabhängige Politik und galt seit den 1950er Jahren als einer der führenden Staatsmänner der 
Bewegung der Blockfreien Staaten. © dpa, picture alliance
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Sloweniens in Aussicht gestellt, Deutschland 
und andere Staaten hatten sie bereits Ende 
Dezember 1991 vollzogen. 
Die folgenden Jahre waren weit von Normali-
tät entfernt: Flüchtlinge waren zu versorgen; 
das Land war durch die Waffenstillstandslinie 
zerrissen. Gegenüber dem Krieg in Bosnien-
Herzegowina ab Mai 1992 schwankte die kro-
atische Politik, 1993 begannen sogar Kämpfe 
zwischen Kroaten und Bosniaken. Erst das 
Washingtoner Abkommen zwischen den Re-
gierungen in Zagreb und Sarajevo von März 
1994 beendete diesen Konflikt. Vorgesehen 
war nun die Gliederung des Staates in zwei 
Entitäten: die Serbische Republik und die Fö-
deration Bosnien-Herzegowina. Doch die En-
titätsgrenzen ergaben sich erst aus den 
Kämpfen im Herbst 1995. 
Da sich die »Republik Serbische Krajina« 
kompromisslos zeigte, ergriff Kroatien 
schließlich am 1. Mai 1995 die militärische In-
itiative und gewann in der Aktion Blijesak 
(Blitz) die serbisch kontrollierten Gebiete in 
Westslawonien zurück. Es folgte die viel grö-
ßere Operation Oluja (Sturm) vom 4. bis zum 
6. August, als alle Gebiete der Krajina ent-
lang der bosnisch-kroatischen Grenze im 
Westen wieder unter kroatische Kontrolle 
gelangten. Der größte Teil der serbischen Bevölkerung floh vor 
den heranrückenden kroatischen Truppen, wie schon vorher aus 
Westslawonien – insgesamt etwa 130.000 Menschen. Ein »Neben-
ergebnis« der Verhandlungen in Dayton, die 1995 den Krieg in 
Bosnien-Herzegowina beendeten, war der Vertrag von Erdut an 
der Donau vom 12. November, als sich Kroatien und Serbien auf 
die friedliche Reintegration des noch immer serbisch kontrollier-
ten Ostslawoniens in das kroatische Staatsgebiet einigten. Sie 
war 1998 abgeschlossen, seitdem leben hier wieder Kroaten und 
Serben nebeneinander.

Die jüngste Zeit 
Die 1990 eingeleitete politische und wirtschaftliche Transition in 
Kroatien wurde bis 1995 durch den Kriegsverlauf überlagert. Von 
Juli 1991 bis August 1992 bestand eine Allparteienregierung. Bei 
den Wahlen im August 1992 und im Oktober 1995, kurz nach 
Oluja, konnte die HDZ ihre Vormachtstellung weiter ausbauen. 
Doch danach wuchs die Unzufriedenheit mit dem autoritären 
Amtsstil von Präsident Tudjman und dem Klientelismus in seinem 
Umfeld. 
Die Wahlen im Januar 2000, kurz nach dem Tod von Franjo Tudj-
man am 11. Dezember 1999, brachten einen klaren Sieg der bishe-
rigen Oppositionsparteien. Die Sozialdemokratische Partei, 
Nachfolgepartei der Reformkommunisten, und die Liberalen, un-
ter ihnen Akteure des »Kroatischen Frühlings«, bildeten eine Koa-
litionsregierung unter Ministerpräsident Ivica Racan. Seitdem hat 
Kroatien weitere zwei Regierungswechsel erlebt. Aus den Wahlen 
2003 und 2007 ging erneut die HDZ als stärkste Partei hervor. Re-
gierungschef der von der HDZ dominierten Koalitionsregierung 
war Ivo Sanader bis zu seinem überraschenden Rücktritt am 1. Juli 
2009. Noch unter seiner Nachfolgerin Jadranka Kosor wurde Sa-
nader erst wegen parteischädigenden Verhaltens aus der HDZ 
ausgeschlossen und schließlich im Dezember 2010 verhaftet. In-
zwischen steht er wegen Korruptionsverdacht vor Gericht. Seit 
den Wahlen im Dezember 2011 hat Kroatien wieder eine sozialde-
mokratisch geführte Regierung, nun unter Ministerpräsident Zo-
ran Milanovic. Auch bei den Präsidentschaftswahlen im Jahr 2000 
setzte sich mit Stjepan Mesic ein Vertreter der früheren Opposi-
tion durch, er blieb zwei Legislaturperioden im Amt. 2009 löste 
ihn Ivo Josipovic, Kandidat der Sozialdemokraten, ab. 

Schon die Unabhängigkeitserklärung 1991 sprach vom Ziel des 
Eintrittes in die Europäische Gemeinschaft. Doch der lange Weg 
in die Europäische Union begann erst nach dem Ende der Ära 
Tudjman: von der Einladung, den Antrag auf Verhandlungsbeginn 
zu stellen im Jahr 2002 bis zur Annahme des Beitrittsvertrages 
durch das Europäische Parlament im Dezember 2011 und zum 
noch laufenden Ratifizierungsprozess. Die Aufnahme in die NATO 
ist schon 2008 erfolgt. Fortschritt und Stillstand in den EU-Bei-
trittsverhandlungen waren häufig eng verflochten mit der Frage, 
ob Kroatien angemessen mit dem Internationalen Strafgerichts-
hof in Den Haag zusammenarbeite; denn gerade in den Wochen 
nach Oluja war es zu Gewaltakten und Plünderungen gekommen. 
Der Prozess gegen die Generäle Gotovina und Markac bezog sich 
jedoch auf die unmittelbare Vorgeschichte und den Verlauf der 
Offensive selbst. Das Urteil vom April 2012 ließ sich als Kriminali-
sierung der Operation selbst lesen. Da die Legitimität der Kriegs-
handlungen in Kroatien parteiübergreifender Konsens ist, wurde 
der Freispruch der Generäle im November 2012 nach dem Revisi-
onsverfahren einhellig begrüßt. Unberührt hiervon bleibt die Be-
rechtigung strafrechtlicher Verfolgung individueller Verletzungen 
von Kriegsrecht. 
Ähnlich wie in anderen postsozialistischen Ländern ist die gegen-
wärtige Gesellschaft in Kroatien geradezu gespalten in der Frage, 
wie die Ära des Sozialismus in der eigenen Geschichte zu verorten 
ist. Für die einen war das Regime wegen seiner Gewalttaten bei 
Kriegsende und wegen seiner ideologischen Intoleranz von An-
fang an ein historischer Irrweg trotz aller späteren Milderung. Die 
anderen verbinden mit der Zeit den Sieg über den Faschismus, die 
Schaffung Kroatiens in seinen gegenwärtigen Grenzen, Aufbau-
leistungen und den sozialen Aufstieg der eigenen Familie. 
Über alle inneren Differenzen und unbefriedigenden Wirtschafts-
daten hinweg bleibt für die meisten Bürgerinnen und Bürger Kro-
atiens die Erfahrung wachsenden Wohlstandes und größerer Frei-
räume der Lebensgestaltung. Alle Zweifel an der Existenzfähigkeit 
und -berechtigung des Staates sind längst gewichen. Am wich-
tigsten aber: Kroatien ist zu einem Land der offenen Grenzen und 
weitgehend problemlosen Beziehungen zu allen seinen Nachbarn 
geworden, der EU-Beitritt kann dies nur fördern.

© www.bpb.de/apuz/158166/ein-kurzer-gang-durch-die-geschichte?p=all

M 11  Der serbische Präsident Slobodan Milosevic (l) und sein kroatischer Kollege Franjo Tudjman (m) 
reichen sich nach der Unterzeichnung die Hand. Rechts der bosnische Präsident Alija Izetbegovic. 
Dahinter v. l. US-Präsident Bill Clinton, Frankreichs Staatspräsident Jacques Chirac, Bundeskanzler 
Helmut Kohl und der britische Premierminister John Major. Dreieinhalb Jahre nach Beginn des blu-
tigen Krieges in Bosnien unterschrieben die Präsidenten Bosniens, Serbiens und Kroatiens am 
14.12.1995 in Paris den Friedensvertrag (Dayton-Abkommen).  © dpa, picture alliance
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